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Einladung zur Hauptversammlung 

 

Hiermit laden wir unsere Aktionärinnen und Aktionäre zu der ordentlichen Hauptversammlung 
unserer Gesellschaft ein.  

Die Hauptversammlung findet statt am 
Montag, den 7. September 2026, um 14:00 Uhr MESZ (Einlass ab 13:00 Uhr MESZ)  

in den Veranstaltungsräumen der Kulturscheune im Hofgut Dagobertshausen,  
Im Dorfe 14, 35041 Marburg-Dagobertshausen. 

 
 

Tagesordnung 
 

1. Vorlage des festgestellten Jahresabschlusses der NanoRepro AG zum 31. Dezember 2025 sowie 
des Berichts des Aufsichtsrats über das Geschäftsjahr 2025 

 
2. Beschlussfassung über die Verwendung des Bilanzgewinns  

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, den im Jahresabschluss der NanoRepro AG zum 31. Dezember 
2025 ausgewiesenen Bilanzgewinn in Höhe von EUR 1.094.680,79 in voller Höhe auf neue Rechnung 
vorzutragen. 

 

3. Beschlussfassung über die Entlastung der Mitglieder des Vorstands für das Geschäftsjahr 2025 

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, folgenden Beschluss zu fassen: 

Den Mitgliedern des Vorstands im Geschäftsjahr 2025 wird für diesen Zeitraum Entlastung erteilt. 

 

4. Beschlussfassung über die Entlastung der Mitglieder des Aufsichtsrats für das Geschäftsjahr 2025 

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, folgenden Beschluss zu fassen: 

Den Mitgliedern des Aufsichtsrats im Geschäftsjahr 2025 wird für diesen Zeitraum Entlastung erteilt. 
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5. Beschlussfassung über die Aufhebung des Bedingten Kapitals 2010 und die entsprechende 
Satzungsänderung  

Die Hauptversammlung vom 25. Juni 2010 hat zur Bedienung von Aktienoptionen aus dem 
Aktienoptionsplan 2010 ein Bedingtes Kapital 2010 in Höhe von 151.860,00 EUR beschlossen, das am 
11. November 2010 in das Handelsregister eingetragen wurde (§ 4 Abs. 6 der Satzung). Das Bedingte 
Kapital 2010 besteht noch in voller Höhe. Die Laufzeit der Aktienoptionen, die im Rahmen des 
Aktienoptionsplans 2010 ausgegeben wurden, ist zwischenzeitlich abgelaufen, ohne dass 
Aktienoptionen ausgeübt wurden. Weitere Aktienoptionen können im Rahmen des 
Aktienoptionsplans 2010 nicht mehr ausgegeben werden. Das Bedingte Kapital 2010 wird daher nicht 
mehr benötigt und soll aufgehoben werden. 

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, folgenden Beschluss zu fassen: 

Das Bedingte Kapital 2010 in Höhe von 151.860,00 EUR wird aufgehoben. § 4 Abs. 6 der Satzung der 
Gesellschaft in der zum Zeitpunkt der Beschlussfassung geltenden Fassung wird gestrichen. 

 

6. Beschlussfassung über die Schaffung eines neuen Genehmigten Kapitals 2026 mit der 
Ermächtigung zum Ausschluss des Bezugsrechts sowie über die entsprechende Satzungsänderung  

Das von der Hauptversammlung am 25. Juli 2024 beschlossene Genehmigte Kapital 2024 in Höhe von 
bis zu 6.451.886,00 EUR (§ 4 Abs. 3 der Satzung) wurde durch Beschluss des Vorstands vom 24. Februar 
2026 mit Zustimmung des Aufsichtsrats vom selben Tag in Höhe von 1.290.377,00 EUR ausgenutzt und 
besteht dementsprechend noch in Höhe von 5.161.509,00 EUR. Um der Gesellschaft die größtmögliche 
Flexibilität einzuräumen, soll daher ein weiteres genehmigte Kapital in der gesetzlich maximal 
zulässigen Höhe geschaffen werden. 

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, folgenden Beschluss zu fassen: 

6.1. Schaffung eines neuen Genehmigten Kapitals 2026 

Der Vorstand wird ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats das Grundkapital der Gesellschaft bis 
zum 7. September 2031 durch Ausgabe neuer auf den Inhaber lautender Stückaktien gegen Bar- 
und/oder Sacheinlagen einmal oder mehrmals um insgesamt bis zu 1.935.566,00 EUR zu erhöhen 
(Genehmigtes Kapital 2026). Die neuen Aktien sind ab Beginn des Geschäftsjahres, für das zum 
Zeitpunkt der Ausgabe der neuen Aktien noch kein Beschluss der Hauptversammlung über die 
Verwendung des Bilanzgewinns gefasst worden ist, gewinnberechtigt. Den Aktionären ist grundsätzlich 
ein Bezugsrecht einzuräumen. Die Aktien können auch von Kreditinstituten oder anderen die 
Voraussetzungen des § 186 Abs. 5 AktG erfüllenden Unternehmen mit der Verpflichtung übernommen 
werden, sie den Aktionären zum Bezug anzubieten (mittelbares Bezugsrecht). 

Der Vorstand wird jedoch ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats das gesetzliche Bezugsrecht 
der Aktionäre in den folgenden Fällen auszuschließen: 

a) um Spitzenbeträge vom Bezugsrecht der Aktionäre auszunehmen; 

b) bei Kapitalerhöhungen gegen Bareinlagen, wenn der Ausgabepreis der neuen Aktien den 
Börsenpreis nicht wesentlich im Sinne der §§ 203 Abs. 1, 186 Abs. 3 Satz 4 AktG unterschreitet 
und das auf die auszugebenden Aktien entfallende Grundkapital insgesamt 20 % des 
Grundkapitals der Gesellschaft weder im Zeitpunkt des Wirksamwerdens dieser Ermächtigung 
noch im Zeitpunkt der Ausübung dieser Ermächtigung überschreitet. Beim Gebrauch machen 
dieser Ermächtigung zum Ausschluss des Bezugsrechts nach § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG ist der 
Ausschluss des Bezugsrechts aufgrund anderer Ermächtigungen in unmittelbarer oder 
entsprechender Anwendung von § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG zu berücksichtigen; 
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c) um Aktien als Belegschaftsaktien an Arbeitnehmer der Gesellschaft und an Arbeitnehmer von 
mit der Gesellschaft verbundenen Unternehmen auszugeben. Soweit gesetzlich zulässig, können 
die Belegschaftsaktien auch in der Weise ausgegeben werden, dass die auf sie zu leistende 
Einlage aus dem Teil des Jahresüberschusses gedeckt wird, den Vorstand und Aufsichtsrat nach 
§ 58 Abs. 2 AktG in andere Gewinnrücklagen einstellen könnten; sowie 

d) bei Kapitalerhöhungen gegen Sacheinlagen, um die neuen Aktien der Gesellschaft Dritten im 
Rahmen von Unternehmenszusammenschlüssen oder beim Erwerb von Unternehmen, 
Unternehmensteilen, Unternehmensbeteiligungen, sonstigen Vermögensgegenständen im 
Sinne des § 27 Abs. 2 AktG oder Forderungen gegen die Gesellschaft anbieten zu können. 

Der Vorstand wird ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats den weiteren Inhalt der Aktienrechte, 
die Bedingungen der Aktienausgabe sowie die Einzelheiten der Durchführung der Kapitalerhöhungen 
aus dem genehmigten Kapital festzulegen. Der Aufsichtsrat wird ermächtigt, die Fassung der Satzung 
zu ändern, soweit von der Ermächtigung der Kapitalerhöhung teilweise oder vollständig Gebrauch 
gemacht bzw. die Ermächtigung gegenstandslos wird. 

6.2. Satzungsänderung 

§ 4 der Satzung der Gesellschaft erhält folgenden neuen Absatz 6: 

„6. Der Vorstand ist ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats das Grundkapital der Gesellschaft 
bis zum 7. September 2031 durch Ausgabe neuer auf den Inhaber lautender Stückaktien gegen Bar- 
und/oder Sacheinlagen einmal oder mehrmals um insgesamt bis zu 1.935.566,00 EUR zu erhöhen 
(Genehmigtes Kapital 2026). Die neuen Aktien sind ab Beginn des Geschäftsjahres, für das zum 
Zeitpunkt der Ausgabe der neuen Aktien noch kein Beschluss der Hauptversammlung über die 
Verwendung des Bilanzgewinns gefasst worden ist, gewinnberechtigt. Den Aktionären ist grundsätzlich 
ein Bezugsrecht einzuräumen. Die Aktien können auch von Kreditinstituten oder anderen die 
Voraussetzungen des § 186 Abs. 5 AktG erfüllenden Unternehmen mit der Verpflichtung übernommen 
werden, sie den Aktionären zum Bezug anzubieten (mittelbares Bezugsrecht). 

Der Vorstand ist jedoch ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats das gesetzliche Bezugsrecht der 
Aktionäre in den folgenden Fällen auszuschließen: 

a) um Spitzenbeträge vom Bezugsrecht der Aktionäre auszunehmen; 

b) bei Kapitalerhöhungen gegen Bareinlagen, wenn der Ausgabepreis der neuen Aktien den 
Börsenpreis nicht wesentlich im Sinne der §§ 203 Abs. 1, 186 Abs. 3 Satz 4 AktG unterschreitet 
und das auf die auszugebenden Aktien entfallende Grundkapital insgesamt 20 % des 
Grundkapitals der Gesellschaft weder im Zeitpunkt des Wirksamwerdens dieser Ermächtigung 
noch im Zeitpunkt der Ausübung dieser Ermächtigung überschreitet. Beim Gebrauch machen 
dieser Ermächtigung zum Ausschluss des Bezugsrechts nach § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG ist der 
Ausschluss des Bezugsrechts aufgrund anderer Ermächtigungen in unmittelbarer oder 
entsprechender Anwendung von § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG zu berücksichtigen; 

c) um Aktien als Belegschaftsaktien an Arbeitnehmer der Gesellschaft und an Arbeitnehmer von 
mit der Gesellschaft verbundenen Unternehmen auszugeben. Soweit gesetzlich zulässig, können 
die Belegschaftsaktien auch in der Weise ausgegeben werden, dass die auf sie zu leistende 
Einlage aus dem Teil des Jahresüberschusses gedeckt wird, den Vorstand und Aufsichtsrat nach 
§ 58 Abs. 2 AktG in andere Gewinnrücklagen einstellen könnten; sowie 

d) bei Kapitalerhöhungen gegen Sacheinlagen, um die neuen Aktien der Gesellschaft Dritten im 
Rahmen von Unternehmenszusammenschlüssen oder beim Erwerb von Unternehmen, 
Unternehmensteilen, Unternehmensbeteiligungen, sonstigen Vermögensgegenständen im Sinne 
des § 27 Abs. 2 AktG oder Forderungen gegen die Gesellschaft anbieten zu können. 
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Der Vorstand ist ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats den weiteren Inhalt der Aktienrechte, 
die Bedingungen der Aktienausgabe sowie die Einzelheiten der Durchführung der Kapitalerhöhungen 
aus dem genehmigten Kapital festzulegen. Der Aufsichtsrat ist ermächtigt, die Fassung der Satzung zu 
ändern, soweit von der Ermächtigung der Kapitalerhöhung teilweise oder vollständig Gebrauch 
gemacht bzw. die Ermächtigung gegenstandslos wird." 

Bericht des Vorstands zu Tagesordnungspunkt 6 gemäß § 203 Abs. 2 Satz 2 i.V.m. § 186 Abs. 4 Satz 2 
AktG über den Ausschluss des Bezugsrechts im Rahmen des genehmigten Kapitals: 

Durch den Beschluss zu Punkt 6 der Tagesordnung soll ein weiteres genehmigtes Kapital in der 
gesetzlich maximal möglichen Höhe von bis zu 1.935.566,00 EUR, das entspricht zusammen mit dem 
noch bestehenden Genehmigten Kapital 2024 in Höhe von 5.161.509,00 EUR insgesamt 50 % des 
derzeit eingetragenen Grundkapitals der Gesellschaft, geschaffen werden. Dadurch wird der Vorstand 
in die Lage versetzt, auch künftig die Eigenkapitalausstattung der Gesellschaft im gesetzlich maximal 
möglichen Umfang den geschäftlichen und rechtlichen Erfordernissen anzupassen und mit 
Zustimmung des Aufsichtsrats auf kurzfristig auftretende Finanzierungserfordernisse reagieren zu 
können. Grundsätzlich ist den Aktionären ein Bezugsrecht auf die neuen Aktien einzuräumen. Die 
neuen Aktien sollen den Aktionären auch mittelbar über ein Kreditinstitut oder ein nach § 53 Abs. 1 
Satz 1 oder § 53b Abs. 1 Satz 1 oder Abs. 7 KWG tätiges Unternehmen zum Bezug angeboten werden 
können. Der Vorstand soll jedoch ermächtigt werden, das Bezugsrecht der Aktionäre mit Zustimmung 
des Aufsichtsrats in den folgenden Fällen auszuschließen: 

 Bei Kapitalerhöhungen gegen Bar- und/oder Sacheinlage soll der Vorstand ermächtigt sein, das 
gesetzliche Bezugsrecht der Aktionäre für Spitzenbeträge, die infolge des Bezugsverhältnisses 
entstehen und nicht mehr gleichmäßig auf alle Aktionäre verteilbar sind, auszuschließen. 
Hierdurch wird die Herstellung eines technisch durchführbaren Bezugsverhältnisses ermöglicht. 

 
 Für einen Teilbetrag des genehmigten Kapitals in Höhe von bis zu 20 % des Grundkapitals im 

Zeitpunkt des Wirksamwerdens dieser Ermächtigung oder, sofern das Grundkapital dann 
niedriger ist, im Zeitpunkt der Ausübung der Ermächtigung soll der Vorstand berechtigt sein, das 
gesetzliche Bezugsrecht der Aktionäre auszuschließen, um die Aktien zu einem Ausgabebetrag 
ausgeben zu können, der den Börsenpreis der Aktien zum Zeitpunkt der Festlegung des 
Ausgabepreises nicht wesentlich unterschreitet. Rechtsgrundlage hierfür ist § 186 Abs. 3 Satz 4 
AktG. Bei Ausnutzung der Ermächtigung wird der Vorstand den Abschlag auf den aktuellen 
Börsenpreis so niedrig bemessen, wie dies nach den im Zeitpunkt der Platzierung 
vorherrschenden Marktbedingungen möglich ist. Der Bezugsrechtsausschluss kann hierbei 
maximal 20 % des im Zeitpunkt der Beschlussfassung der Hauptversammlung bzw. des, sofern 
niedriger, im Zeitpunkt der Ausübung der Ermächtigung vorhandenen Grundkapitals betragen, 
wobei der Ausschluss des Bezugsrechts aufgrund anderer Ermächtigungen in unmittelbarer oder 
entsprechender Anwendung von § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG zu berücksichtigen ist. Durch diese 
Vorgaben wird im Einklang mit der gesetzlichen Regelung dem Bedürfnis der Aktionäre im Hinblick 
auf einen Schutz vor Verwässerung ihres Anteilsbesitzes Rechnung getragen. Auf der anderen 
Seite eröffnet eine Platzierung unter Bezugsrechtsausschluss die Möglichkeit, einen deutlich 
höheren Mittelzufluss als im Falle einer Bezugsrechteemission zu erzielen. Maßgeblicher Grund 
hierfür ist, dass eine Platzierung ohne gesetzliche Bezugsfrist unmittelbar nach Festsetzung des 
Ausgabebetrages erfolgen kann und somit beim Ausgabebetrag kein Kursänderungsrisiko für den 
Zeitraum einer Bezugsfrist berücksichtigt werden muss. Mit dieser Form der Kapitalerhöhung soll 
der Vorstand in die Lage versetzt werden, Marktchancen schnell zu nutzen und einen dadurch 
entstehenden Eigenkapitalbedarf gegebenenfalls auch kurzfristig zu decken. Durch die schnelle 
und flexible Nutzung der sich am Kapitalmarkt bietenden Möglichkeiten und die marktnahe 
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Preisfestsetzung kann eine größtmögliche Stärkung der Eigenmittel im Interesse der Gesellschaft 
und Aktionäre erreicht werden. 

 
 Durch die Ermächtigung soll weiterhin die Möglichkeit eröffnet werden, über das Genehmigte 

Kapital 2026 neue Aktien zu schaffen, um sie Arbeitnehmern der Gesellschaft und mit der 
Gesellschaft verbundenen Unternehmen als Mitarbeiteraktien zu Vorzugskonditionen anbieten 
zu können, ohne zuvor eigene Aktien über die Börse zu erwerben. Hierfür ist es erforderlich, das 
Bezugsrecht der Aktionäre auszuschließen. Die Gesellschaft soll so in die Lage versetzt werden, 
die Beteiligung der Mitarbeiter am Unternehmen und an der langfristigen Entwicklung der 
Gesellschaft durch die Gewährung von Aktien zu fördern. Die Gewährung von Aktien an 
Mitarbeiter dient der Integration der Mitarbeiter, erhöht die Motivation und die Bereitschaft zur 
Übernahme von Mitverantwortung sowie die Identifikation mit dem Unternehmen. Die 
Gewährung von Aktien an Mitarbeiter liegt damit im Interesse der Gesellschaft und ihrer 
Aktionäre. Bei der Ausgabe der Aktien an Arbeitnehmer der Gesellschaft und der mit der 
Gesellschaft verbundenen Unternehmen können, auch bei Festlegung des Ausgabebetrags, 
Sonderkonditionen gewährt werden. Die Ausgabe der Mitarbeiteraktien kann auch an weitere 
Voraussetzungen, zum Beispiel eine Mindesthaltedauer, geknüpft werden. Durch die Möglichkeit 
eines Angebots bzw. der Ausgabe von Aktien an Arbeitnehmer der Gesellschaft und der mit der 
Gesellschaft verbundenen Unternehmen ist es so möglich, variable Vergütungsbestandteile mit 
langfristiger Anreizwirkung zu schaffen, bei denen nicht nur positive, sondern auch negative 
Entwicklungen Berücksichtigung finden. Durch die Gewährung von Aktien mit einer mehrjährigen 
Veräußerungssperre kann dabei beispielsweise neben dem Bonus- ein echter Malus-Effekt im Fall 
von negativen Entwicklungen geschaffen werden. Es handelt sich also um ein Instrument, das im 
Interesse der Gesellschaft und der Aktionäre eine größere Mitverantwortung herbeiführen kann. 
Die Möglichkeit zum Ausschluss des Bezugsrechts zum Zwecke der Ausgabe von Aktien an 
Mitarbeiter der Gesellschaft und mit der Gesellschaft verbundenen Unternehmen ist daher 
sachlich gerechtfertigt und auch gegenüber den Aktionären verhältnismäßig. Mögliche 
Gestaltungen sind neben konventionellen Mitarbeiterbeteiligungsprogrammen aber 
insbesondere auch sogenannte Share Matching-Pläne, bei denen die Teilnehmer im ersten Schritt 
Aktien gegen Geldleistung am Markt oder von der Gesellschaft erwerben und in einem zweiten 
Schritt nach mehreren Jahren für eine bestimmte, im ersten Schritt erworbene Aktienzahl eine 
bestimmte Anzahl an sogenannten Matching-Aktien ohne weitere Zuzahlung erhalten. 

 
 Der vorgeschlagene Ausschluss des Bezugsrechts bei Kapitalerhöhungen gegen Sacheinlagen soll 

den Vorstand in die Lage versetzen, ohne Beanspruchung der Börse eigene Aktien der Gesellschaft 
kurzfristig im Rahmen von Unternehmenszusammenschlüssen bzw. für den Erwerb von 
Unternehmen, Unternehmensteilen, Beteiligungen an Unternehmen, sonstigen bewertbaren 
Vermögensgegenständen im Sinne des § 27 Abs. 2 AktG oder von Forderungen gegen die 
Gesellschaft zur Verfügung zu haben. Die Gesellschaft soll insbesondere die Möglichkeit haben, 
bei sich bietenden Gelegenheiten schnell und flexibel reagieren zu können und in geeigneten 
Einzelfällen Unternehmen bzw. Teile davon, Beteiligungen an Unternehmen oder sonstige 
Vermögensgegenstände durch die Gesellschaft durch die Gewährung von Aktien zu erwerben. Der 
Ausgabebetrag für die neuen Aktien wird dabei vom Vorstand mit Zustimmung des Aufsichtsrats 
unter Berücksichtigung der Interessen der Gesellschaft und der Aktionäre festgelegt. Grundlage 
für die Bewertung des einzubringenden Unternehmens bzw. der einzubringenden Beteiligung 
oder des sonstigen Vermögensgegenstandes werden Unternehmenswertgutachten bzw. 
Wertgutachten von Wirtschaftsprüfern sein. Die Möglichkeit, im Einzelfall Forderungen gegen die 
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Gesellschaft durch die Ausgabe von Aktien der Gesellschaft zurückführen zu können, hat den 
Vorteil, dass eine Belastung der Liquidität vermieden wird. 

Im Falle der konkreten Ausnutzung der vorgeschlagenen Ermächtigung wird der Vorstand darüber auf 
der ordentlichen Hauptversammlung berichten, die der Ausnutzung nachfolgt. 

 

7. Beschlussfassung über die Aufhebung der bestehenden sowie über eine neue Ermächtigung zum 
Erwerb und zur Verwendung eigener Aktien gemäß § 71 Abs. 1 Nr. 8 AktG mit der Möglichkeit zum 
Ausschluss des Bezugs- und eines etwaigen Andienungsrechts sowie zur Einziehung eigener Aktien 

Die aktuelle Ermächtigung des Vorstands zum Erwerb eigener Aktien läuft am 28. April 2027 aus. Die 
bestehende Ermächtigung zum Erwerb und zur Verwendung eigener Aktien soll daher aufgehoben und 
eine neue Ermächtigung beschlossen werden. 

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, zu beschließen: 

7.1. Der Vorstand wird ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats eigene Aktien der Gesellschaft 
bis zu 10 % des zum Zeitpunkt der Beschlussfassung bestehenden Grundkapitals der Gesellschaft oder 
– falls dieser Wert geringer ist – des zum Zeitpunkt der Ausübung der vorliegenden Ermächtigung 
bestehenden Grundkapitals der Gesellschaft zu erwerben. Die Ermächtigung wird mit Ablauf der 
ordentlichen Hauptversammlung am 7. September 2026 wirksam und gilt bis zum 6. September 2031 
(einschließlich). Die Ermächtigung kann ganz oder in Teilbeträgen, einmal oder mehrmals ausgeübt 
werden. Sie kann auch durch Konzernunternehmen oder durch Dritte ausgeübt werden, die für 
Rechnung der Gesellschaft oder eines Konzernunternehmens handeln. 

Auf die erworbenen Aktien dürfen zusammen mit anderen eigenen Aktien, die die Gesellschaft bereits 
erworben hat und noch besitzt oder die ihr nach den §§ 71 a ff. AktG zuzurechnen sind, zu keinem 
Zeitpunkt mehr als 10 % des Grundkapitals der Gesellschaft entfallen. Die Gesellschaft darf die 
Ermächtigung nicht zum Zwecke des Handels in eigenen Aktien ausnutzen.  

Der Erwerb der eigenen Aktien kann nach Wahl der Gesellschaft nach Maßgabe der folgenden 
Bestimmungen über die Börse oder mittels eines an alle Aktionäre gerichteten öffentlichen 
Kaufangebots erfolgen: 

• Erfolgt der Erwerb der eigenen Aktien über die Börse, so darf der von der Gesellschaft gezahlte 
Gegenwert je Aktie (ohne Erwerbsnebenkosten) den (ungewichteten) durchschnittlichen 
Schlusskurs der Aktie der Gesellschaft im Xetra-Handel (oder einem an die Stelle des Xetra-
Systems getretenen funktional vergleichbaren Nachfolgesystem) an den letzten zehn 
Börsenhandelstagen unmittelbar vor dem Erwerb oder der Verpflichtung zum Erwerb um nicht 
mehr als 10 % über- oder unterschreiten. 

• Erfolgt der Erwerb über ein öffentliches Kaufangebot an alle Aktionäre der Gesellschaft, dürfen 
der gebotene Kaufpreis oder die Grenzwerte der gebotenen Kaufpreisspanne je Aktie (ohne 
Erwerbsnebenkosten) den (ungewichteten) durchschnittlichen Schlusskurs der Aktie der 
Gesellschaft im Xetra-Handel (oder einem an die Stelle des Xetra-Systems getretenen funktional 
vergleichbaren Nachfolgesystem) an den letzten zehn Börsenhandelstagen unmittelbar vor dem 
Tag der Veröffentlichung des Angebots um nicht mehr als 10 % über- oder unterschreiten. Das 
Volumen des Angebots kann begrenzt werden. Sofern die gesamte Zeichnung des Angebots 
dieses Volumen überschreitet, muss die Annahme im Verhältnis der jeweils zum Erwerb 
angebotenen Aktien erfolgen. Eine bevorrechtigte Annahme geringerer Stückzahlen bis zu 50 
Stück zum Erwerb angebotener Aktien der Gesellschaft je Aktionär sowie eine Rundung nach 
kaufmännischen Grundsätzen zur Vermeidung rechnerischer Bruchteile von Aktien kann 
vorgesehen werden. Ein etwaiges weitergehendes Andienungsrecht der Aktionäre ist insoweit 
ausgeschlossen. 
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7.2. Der Vorstand wird ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats eigene Aktien der Gesellschaft, 
die aufgrund der vorstehenden oder einer früheren Ermächtigung erworben wurden, neben der 
Veräußerung durch Angebot an alle Aktionäre oder der Veräußerung über die Börse unter Ausschluss 
des Bezugsrechts der Aktionäre wie folgt zu verwenden: 

a) zur Veräußerung gegen Sachleistung, soweit dies zu dem Zweck erfolgt, Unternehmen, 
Unternehmensteile, Unternehmensbeteiligungen, sonstige Vermögensgegenstände im Sinne von 
§ 27 Abs. 2 AktG oder Forderungen gegen die Gesellschaft zu erwerben oder 
Unternehmenszusammenschlüsse durchzuführen; 

b) zur Veräußerung der erworbenen Aktien gegen Barzahlung in anderer Weise als über die Börse 
oder durch Angebot an alle Aktionäre, wenn der Kaufpreis den Börsenpreis der Aktien zum 
Zeitpunkt der Veräußerung nicht wesentlich unterschreitet. Diese Ermächtigung beschränkt sich 
auf insgesamt höchstens 20 % des Grundkapitals der Gesellschaft zum Zeitpunkt der 
Beschlussfassung der Hauptversammlung über diese Ermächtigung oder – falls dieser Wert 
geringer ist – auf 20 % des Grundkapitals zum Zeitpunkt der Veräußerung der Aktien. Beim 
Gebrauch machen dieser Ermächtigung zum Ausschluss des Bezugsrechts in entsprechender 
Anwendung von § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG ist der Ausschluss des Bezugsrechts aufgrund anderer 
Ermächtigungen in unmittelbarer oder entsprechender Anwendung von § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG 
zu berücksichtigen. 

c) um sie Arbeitnehmern und Mitgliedern des Vorstands der Gesellschaft sowie Arbeitnehmern und 
Mitgliedern der Geschäftsführungen von mit der Gesellschaft verbundenen Unternehmen zum 
Erwerb anzubieten oder auf sie zu übertragen sowie zur Erfüllung von Bezugs- oder 
Optionsrechten auf Aktien der Gesellschaft oder Zusagen auf den Erwerb oder Pflichten zum 
Erwerb von Aktien der Gesellschaft, die Arbeitnehmern und Mitgliedern des Vorstands der 
Gesellschaft bzw. Arbeitnehmern und Mitgliedern der Geschäftsführungen der mit der 
Gesellschaft verbundenen Unternehmen eingeräumt wurden oder werden. Soweit in diesem 
Zusammenhang eigene Aktien an Mitglieder des Vorstands der Gesellschaft übertragen werden 
sollen, wird der Aufsichtsrat entsprechend ermächtigt; 

d) zur Erfüllung der Verpflichtungen aus Wertpapierdarlehen/Wertpapierleihen, die zum Zweck der 
Ausgabe von Aktien an Arbeitnehmer und Mitglieder des Vorstands der Gesellschaft und an 
Arbeitnehmer und Mitglieder der Geschäftsführungen der mit der Gesellschaft verbundenen 
Unternehmen entsprechend vorstehendem Buchstaben c aufgenommen wurden; 

e) zur Durchführung einer sogenannten Aktiendividende (scrip dividend) durch Veräußerung gegen 
vollständige oder teilweise Übertragung des Dividendenanspruchs des Aktionärs; 

f) für Spitzenbeträge im Fall der Veräußerung eigener Aktien im Rahmen eines Verkaufsangebots an 
alle Aktionäre. 

7.3. Der Vorstand wird ferner ermächtigt, alle oder einen Teil der eigenen Aktien der Gesellschaft, die 
aufgrund der vorstehenden oder einer früheren Ermächtigung erworben wurden, mit Zustimmung des 
Aufsichtsrats einzuziehen, ohne dass die Einziehung oder ihre Durchführung eines weiteren 
Hauptversammlungsbeschlusses bedarf. Die Einziehung führt zur Kapitalherabsetzung. Die Einziehung 
kann aber auch ohne Kapitalherabsetzung durch Anpassung des anteiligen Betrags des Grundkapitals 
der übrigen Stückaktien gemäß § 8 Abs. 3 AktG erfolgen. Der Vorstand ist für diesen Fall ermächtigt, 
die Angabe der Zahl der Aktien in der Satzung entsprechend zu ändern. 

7.4. Die Ermächtigungen unter Ziffer 7.2. und 7.3. können einmal oder mehrmals, ganz oder in Teilen, 
einzeln oder gemeinsam ausgeübt werden. 

7.5. Die derzeit bestehende, durch die Hauptversammlung vom 29. April 2022 erteilte Ermächtigung 
zum Erwerb und zur Verwendung eigener Aktien wird mit Wirksamwerden der vorstehenden neuen 
Ermächtigung aufgehoben. 
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Bericht des Vorstands gemäß § 71 Abs. 1 Nr. 8 Satz 5 i.V.m. § 186 Abs. 4 Satz 2 AktG zu 
Tagesordnungspunkt 7 über die Gründe für den Ausschluss des Bezugsrechts bei der Verwendung 
eigener Aktien sowie für den Ausschluss eines etwaigen Andienungsrechts 

Die aktuelle Ermächtigung des Vorstands zum Erwerb und zur Verwendung eigener Aktien läuft am 
28. April 2027 und damit voraussichtlich vor der ordentlichen Hauptversammlung im Jahr 2027 aus. 
Unter Punkt 7 der Tagesordnung wird der Hauptversammlung daher vorgeschlagen, die aktuelle 
Ermächtigung vorzeitig aufzuheben und eine neue Ermächtigung zu beschließen. Dabei soll der 
Vorstand wieder ermächtigt werden, mit Zustimmung des Aufsichtsrats eigene Aktien bis zu 10 % des 
zum Zeitpunkt der Beschlussfassung der Hauptversammlung bestehenden Grundkapitals der 
Gesellschaft oder – falls dieser Wert geringer ist – des zum Zeitpunkt der Ausübung der Ermächtigung 
bestehenden Grundkapitals der Gesellschaft zu erwerben und - auch unter Ausschluss des 
Bezugsrechts der Aktionäre - zu verwenden. Der Erwerb eigener Aktien kann auf Grundlage der 
vorgeschlagenen Ermächtigung entweder über die Börse oder mittels eines an alle Aktionäre 
gerichteten öffentlichen Kaufangebots erfolgen. Erfolgt der Erwerb eigener Aktien mittels eines an alle 
Aktionäre gerichteten öffentlichen Kaufangebots, so muss nach der vorgeschlagenen Ermächtigung, 
sofern die Gesamtzahl der zum Erwerb angebotenen (angedienten) Aktien ein vom Vorstand 
festgelegtes Volumen überschreitet, der Erwerb nach dem Verhältnis der angedienten Aktien 
(Andienungsquoten) erfolgen. Nur wenn im Grundsatz ein Erwerb nach Andienungsquoten statt nach 
Beteiligungsquoten erfolgen kann, lässt sich das Erwerbsverfahren in einem wirtschaftlich 
vernünftigen Rahmen technisch abwickeln. Darüber hinaus soll eine bevorrechtigte Annahme 
geringerer Stückzahlen bis zu 50 Stück angedienter Aktien je Aktionär vorgesehen werden können. 
Diese Möglichkeit dient zum einen dazu, kleine Restbestände und eine damit möglicherweise 
einhergehende faktische Benachteiligung von Kleinaktionären zu vermeiden. Sie dient zum anderen 
auch der Vereinfachung der technischen Abwicklung des Erwerbsverfahrens. Schließlich soll in allen 
Fällen eine Rundung nach kaufmännischen Grundsätzen zur Vermeidung rechnerischer Bruchteile von 
Aktien vorgesehen werden können. Insoweit können namentlich die Erwerbsquote und/oder die 
Anzahl der vom einzelnen andienenden Aktionär zu erwerbenden Aktien kaufmännisch so gerundet 
werden, wie es erforderlich ist, um den Erwerb ganzer Aktien abwicklungstechnisch darzustellen. In 
den vorgenannten Fällen ist der Ausschluss eines etwaigen weitergehenden Andienungsrechts 
erforderlich und nach Überzeugung des Vorstands und des Aufsichtsrats aus den genannten Gründen 
auch gerechtfertigt sowie gegenüber den Aktionären angemessen.  

Die Gesellschaft ist nach dem Beschlussvorschlag auch berechtigt, erworbene eigene Aktien unter 
Ausschluss des Bezugsrechts der Aktionäre zu verwenden. Die Verwendung der eigenen Aktien soll in 
den folgenden Fällen und aus den folgenden Gründen unter Ausschluss des Bezugsrechts der Aktionäre 
erfolgen können: 

 Die Gesellschaft soll über eigene Aktien verfügen, um diese im Rahmen des Erwerbs eines 
Unternehmens, von Unternehmensteilen, von einer Unternehmensbeteiligung, von sonstigen 
Vermögensgegenständen im Sinne von § 27 Abs. 2 AktG oder von Forderungen gegen die 
Gesellschaft als Gegenleistung gewähren oder um auf sonstige Weise 
Unternehmenszusammenschlüsse durchführen zu können. Der internationale Wettbewerb und 
die Globalisierung der Wirtschaft verlangen zunehmend diese Form der Akquisitionsfinanzierung. 
Die hier vorgeschlagene Ermächtigung soll der Gesellschaft daher die notwendige Flexibilität 
gewähren, um sich bietende Gelegenheiten zur Durchführung entsprechender 
Unternehmensakquisitionen oder des Erwerbs von sonstigen Vermögensgegenständen oder 
Forderungen gegen die Gesellschaft schnell und flexibel ausnutzen zu können. Bei der Festlegung 
der Bewertungsrelationen wird der Vorstand sicherstellen, dass die Interessen der Aktionäre 
angemessen gewahrt werden. In der Regel wird er sich bei der Bemessung des Wertes der als 
Gegenleistung hingegebenen Aktien an deren Börsenkurs orientieren. Eine schematische 
Anknüpfung an einen Börsenkurs ist indes nicht vorgesehen, insbesondere um einmal erzielte 
Verhandlungsergebnisse nicht durch Schwankungen des Börsenkurses zu gefährden. 
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 Der Beschlussvorschlag sieht ferner vor, dass der Vorstand die eigenen Aktien auch in anderer 
Weise als über die Börse oder durch ein Angebot an alle Aktionäre gegen Barzahlung veräußern 
kann, wenn die eigenen Aktien zu einem Preis veräußert werden, der den Börsenpreis der Aktie 
der Gesellschaft zum Zeitpunkt der Veräußerung nicht wesentlich unterschreitet. Mit dieser 
Ermächtigung wird von der in § 71 Abs. 1 Nr. 8 AktG in entsprechender Anwendung des § 186 
Abs. 3 Satz 4 AktG zugelassenen Möglichkeit zum erleichterten Bezugsrechtsausschluss Gebrauch 
gemacht. Diese Ermächtigung ermöglicht es der Gesellschaft, auf Angebote bzw. dem 
Geschäftszweck der Gesellschaft dienende Beteiligungsnachfragen von Investoren kurzfristig 
reagieren zu können. Im Interesse der Erweiterung der Aktionärsbasis der Gesellschaft soll damit 
insbesondere die Möglichkeit geschaffen werden, institutionellen Investoren im In- und Ausland 
Aktien der Gesellschaft anzubieten und/oder neue Investorenkreise zu erschließen. Die 
Ermächtigung zum Bezugsrechtsausschluss in entsprechender Anwendung von § 186 Abs. 3 Satz 4 
AktG ist auf insgesamt höchstens 20 % des Grundkapitals der Gesellschaft beschränkt, und zwar 
sowohl im Zeitpunkt des Wirksamwerdens der Ermächtigung als auch im Zeitpunkt ihrer 
Ausübung. Beim Gebrauch machen dieser Ermächtigung zum Ausschluss des Bezugsrechts 
entsprechend § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG ist der Ausschluss des Bezugsrechts aufgrund anderer 
Ermächtigungen in unmittelbarer oder entsprechender Anwendung von § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG 
zu berücksichtigen. Durch die Anrechnungen wird sichergestellt, dass erworbene eigene Aktien 
nicht unter Ausschluss des Bezugsrechts entsprechend § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG veräußert werden, 
wenn dies dazu führen würde, dass insgesamt für mehr als 20 % des Grundkapitals das 
Bezugsrecht der Aktionäre in unmittelbarer oder entsprechender Anwendung von § 186 Abs. 3 
Satz 4 AktG ausgeschlossen wird. Im Rahmen der vorgenannten Ermächtigung werden die 
Vermögensinteressen der Aktionäre an einer wertmäßigen Nicht-Verwässerung ihrer Beteiligung 
gewahrt, indem die Veräußerung in entsprechender Anwendung von § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG nur 
zu einem Preis erfolgen darf, der den Börsenpreis nicht wesentlich unterschreitet. Die endgültige 
Festlegung des Veräußerungspreises für die eigenen Aktien geschieht zeitnah vor der 
Veräußerung. Der Vorstand wird sich dabei - unter Berücksichtigung der aktuellen 
Marktgegebenheiten - bemühen, einen eventuellen Abschlag auf den Börsenkurs so niedrig wie 
möglich zu halten. 

 Weiterhin soll das Bezugsrecht der Aktionäre ausgeschlossen werden können, um die erworbenen 
eigenen Aktien Arbeitnehmern und Mitgliedern des Vorstands sowie Arbeitnehmern und 
Mitgliedern der Geschäftsführungen von mit der Gesellschaft verbundenen Unternehmen zum 
Erwerb anzubieten oder auf sie zu übertragen oder zur Bedienung von Arbeitnehmern und 
Mitgliedern des Vorstands der Gesellschaft sowie Arbeitnehmern und Mitgliedern der 
Geschäftsführungen der mit der Gesellschaft verbundenen Unternehmen eingeräumten Bezugs-, 
Options- oder Erwerbsrechten auf Aktien der Gesellschaft einzusetzen, ohne hierzu Aktien im 
Rahmen einer Kapitalerhöhung aus bedingtem oder genehmigtem Kapital schaffen zu müssen, 
was zu einer Verwässerung der Aktionäre führen würde. Die Gewährung von Aktien bzw. von 
Bezugs-, Options- oder Erwerbsrechten auf Aktien der Gesellschaft an Mitarbeiter und 
Führungskräfte dient der Integration, erhöht die Motivation und die Bereitschaft zur Übernahme 
von Mitverantwortung sowie die Identifikation mit dem Unternehmen und liegt damit im 
Interesse der Gesellschaft und ihrer Aktionäre. Die eigenen Aktien können hierbei auch zu 
Vorzugskonditionen angeboten bzw. übertragen werden. Das Angebot bzw. die Übertragung 
können auch an weitere Voraussetzungen, zum Beispiel eine Mindesthaltedauer, geknüpft 
werden. Durch die Möglichkeit eines Angebots bzw. der Übertragung von Aktien an Arbeitnehmer 
und Mitglieder des Vorstands der Gesellschaft sowie Arbeitnehmer und Mitglieder der 
Geschäftsführungen von mit der Gesellschaft verbundenen Unternehmen ist es so möglich, 
variable Vergütungsbestandteile mit langfristiger Anreizwirkung zu schaffen, bei denen nicht nur 
positive, sondern auch negative Entwicklungen Berücksichtigung finden. Durch die Gewährung 
von Aktien mit einer mehrjährigen Veräußerungssperre kann dabei beispielsweise neben dem 
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Bonus- ein echter Malus-Effekt im Fall von negativen Entwicklungen erzielt werden. Es handelt 
sich also um ein Instrument, das im Interesse der Gesellschaft und der Aktionäre eine größere 
Mitverantwortung herbeiführen kann. Die Möglichkeit zum Ausschluss des Bezugsrechts in diesen 
Fällen ist daher sachlich gerechtfertigt und auch gegenüber den Aktionären verhältnismäßig. 
Mögliche Gestaltungen sind neben konventionellen Mitarbeiterbeteiligungsprogrammen aber 
insbesondere auch sogenannte Share Matching-Pläne, bei denen die Teilnehmer im ersten Schritt 
Aktien gegen Geldleistung am Markt oder von der Gesellschaft erwerben und in einem zweiten 
Schritt nach mehreren Jahren für eine bestimmte, im ersten Schritt erworbene Aktienzahl eine 
bestimmte Anzahl an sogenannten Matching-Aktien ohne weitere Zuzahlung erhalten. Soweit im 
Rahmen dieser Ermächtigung eigene Aktien an Mitglieder des Vorstands ausgegeben werden 
sollen, entscheidet nach der aktienrechtlichen Zuständigkeitsverteilung der Aufsichtsrat der 
Gesellschaft. 

 Um die Abwicklung der Ausgabe von Aktien zur Bedienung von Arbeitnehmern und Mitgliedern 
des Vorstands der Gesellschaft sowie Arbeitnehmern und Mitgliedern der Geschäftsführungen 
der mit der Gesellschaft verbundenen Unternehmen eingeräumten Bezugs-, Options- oder 
Erwerbsrechten auf Aktien der Gesellschaft zu erleichtern, soll es der Gesellschaft zudem 
ermöglicht werden, die dafür benötigten Aktien auch mittels Wertpapierdarlehen/ 
Wertpapierleihen zu beschaffen und eigene Aktien gegebenenfalls auch zur Erfüllung der 
Rückgewähransprüche der Darlehensgeber/Verleiher zu verwenden. 

 Erworbene Aktien sollen von der Gesellschaft auch bei der etwaigen Durchführung einer 
sogenannten Aktiendividende (scrip dividend) unter Ausschluss des Bezugsrechts der Aktionäre 
verwendet werden können. Bei der Aktiendividende wird den Aktionären angeboten, ihren mit 
dem Gewinnverwendungsbeschluss der Hauptversammlung entstehenden Anspruch auf 
Auszahlung der Dividende wahlweise (ganz oder teilweise) als Sacheinlage in die Gesellschaft 
einzulegen, um im Gegenzug neue Aktien der Gesellschaft zu beziehen. Die Durchführung einer 
Aktiendividende unter Verwendung eigener Aktien könnte auch als an alle Aktionäre gerichtetes 
Angebot unter Wahrung ihres Bezugsrechts erfolgen. Im Einzelfall kann es allerdings je nach 
Kapitalmarktsituation vorzugswürdig sein, die Durchführung einer Aktiendividende unter 
Verwendung eigener Aktien so auszugestalten, dass der Vorstand zwar allen Aktionären, die 
dividendenberechtigt sind, unter Wahrung des allgemeinen Gleichbehandlungsgrundsatzes 
(§ 53a AktG) eigene Aktien zum Bezug gegen Abtretung ihres Dividendenanspruchs anbietet, 
jedoch formal das Bezugsrecht der Aktionäre insgesamt ausschließt. Die Durchführung der 
Aktiendividende unter formalem Ausschluss des Bezugsrechts ermöglicht die Durchführung der 
Aktiendividende zu flexibleren Bedingungen. 

 Der Vorstand soll ferner berechtigt sein, bei Veräußerung der eigenen Aktien im Rahmen eines 
Verkaufsangebots an alle Aktionäre der Gesellschaft das Bezugsrecht der Aktionäre für 
Spitzenbeträge auszuschließen. Die Möglichkeit des Ausschlusses des Bezugsrechts für 
Spitzenbeträge dient dazu, ein technisch durchführbares Bezugsverhältnis darzustellen. Die als 
freie Spitzen vom Bezugsrecht der Aktionäre ausgeschlossenen eigenen Aktien werden entweder 
durch Verkauf an der Börse oder in sonstiger Weise bestmöglich für die Gesellschaft verwertet. 
Der mögliche Verwässerungseffekt ist aufgrund der Beschränkung auf Spitzenbeträge gering. 

Bei Abwägung aller genannten Umstände halten Vorstand und Aufsichtsrat den Ausschluss des 
Bezugsrechts in den genannten Fällen im Interesse der Gesellschaft für erforderlich und geboten und 
aus den aufgezeigten Gründen sowohl für sachlich gerechtfertigt als auch gegenüber den Aktionären 
für angemessen. 

Schließlich sollen die eigenen Aktien von der Gesellschaft auch ohne erneuten Beschluss der 
Hauptversammlung eingezogen werden können. 
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Der Vorstand wird die Ausübung der Ermächtigung mit Zustimmung des Aufsichtsrats vornehmen. Die 
Bedingungen werden jeweils zu gegebener Zeit so festgelegt werden, dass unter Berücksichtigung der 
jeweiligen Verhältnisse die Interessen der Aktionäre und die Belange der Gesellschaft angemessen 
gewahrt werden. Der Vorstand wird der Hauptversammlung über die Einzelheiten einer Ausnutzung 
der Ermächtigung zum Rückerwerb eigener Aktien bzw. zu deren Verwendung berichten. 

 
8. Beschlussfassung über die Änderung von § 4 Abs. 4 der Satzung 

Die Clearstream Europe AG, Eschborn, bei der die Aktien der NanoRepro AG verwahrt werden, hat um 
eine Klarstellung der Satzungsregelung hinsichtlich der Auslieferung effektiver Aktien gebeten. 

§ 4 Abs. 4 Satz 2 der Satzung der Gesellschaft lautet derzeit wie folgt: 

„Das Recht der Aktionäre zur Auslieferung effektiver Stücke wird ausgeschlossen.“ 

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, folgenden Beschluss zu fassen: 

§ 4 Abs. 4 Satz 2 der Satzung der Gesellschaft wird wie folgt neu gefasst:  

„Das Recht der Aktionäre zur Auslieferung effektiver Stücke ist ausgeschlossen.“ 

 

WEITERE ANGABEN UND HINWEISE 

Teilnahmebedingungen 

Zur Teilnahme an der Hauptversammlung und zur Ausübung des Stimmrechts sind nur diejenigen 
Aktionäre berechtigt, die sich vor der Hauptversammlung anmelden. Die Anmeldung muss der 
Gesellschaft unter der nachfolgend genannten Adresse bis spätestens Montag, den 31. August 2026, 
24:00 Uhr (MESZ), zugehen: 

NanoRepro AG 
c/o GFEI HV GmbH  
Ostergrube 11 
30559 Hannover 
E-Mail: hv@gfei.de 

Die Aktionäre müssen die Berechtigung zur Teilnahme an der Hauptversammlung und zur Ausübung 
des Stimmrechts nachweisen. Hierfür ist ein in Textform (§ 126b BGB) in deutscher oder englischer 
Sprache erstellter Nachweis des Anteilsbesitzes durch das depotführende Institut erforderlich. Der 
Nachweis muss sich auf den Geschäftsschluss des 22. Tages vor der Versammlung beziehen, also auf 
den 16. August 2026, 24:00 Uhr (MESZ). Er muss der Gesellschaft unter der nachfolgend genannten 
Adresse bis spätestens Montag, den 31. August 2026, 24:00 Uhr (MESZ), zugehen: 

NanoRepro AG 
c/o GFEI HV GmbH   
Ostergrube 11 
30559 Hannover 
E-Mail: hv@gfei.de 

Die Gesellschaft ist berechtigt, bei Zweifeln an der Richtigkeit oder Echtheit des 
Berechtigungsnachweises einen geeigneten weiteren Nachweis der Berechtigung zu verlangen. 
Besteht auch an diesem Zweifel, kann die Gesellschaft die Berechtigung des Aktionärs zur Teilnahme 
an der Hauptversammlung und zur Ausübung des Stimmrechts zurückweisen. 

Wir bitten die Aktionäre, frühzeitig für die Anmeldung und Übersendung des Nachweises ihres 
Anteilsbesitzes an die Gesellschaft Sorge zu tragen. 
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Stimmrechtsvertretung 

Aktionäre können ihr Stimmrecht in der Hauptversammlung auch durch einen Bevollmächtigten, z. B. 
einen Intermediär, eine Aktionärsvereinigung, einen Stimmrechtsberater oder eine andere Person 
ihrer Wahl ausüben lassen. 

Die Erteilung der Vollmacht, ihr Widerruf und der Nachweis der Bevollmächtigung gegenüber der 
Gesellschaft bedürfen der Textform (§ 126b BGB). Ein Formular, das für die Erteilung der Vollmacht 
verwendet werden kann, befindet sich auf der Rückseite der Eintrittskarte, welche den Aktionären 
nach der oben beschriebenen form- und fristgerechten Übersendung der Anmeldung und des 
Nachweises des Anteilsbesitzes zugeschickt wird. Dieses Formular steht auch auf der Internetseite der 
Gesellschaft unter der Internetadresse  

https://www.nanorepro.com/investoren/hauptversammlung 

zum Download bereit. 

Intermediäre, Aktionärsvereinigungen, Stimmrechtsberater sowie sonstige gemäß § 135 Abs. 8 AktG 
gleichgestellte Personen können für ihre eigene Bevollmächtigung abweichende Regelungen 
vorsehen. 

Der Nachweis der Bevollmächtigung gegenüber der Gesellschaft kann am Tag der Hauptversammlung 
durch den Bevollmächtigten am Versammlungsort erbracht werden. Ferner kann der Nachweis der 
Bevollmächtigung auch an folgende Anschrift oder E-Mail-Adresse übermittelt werden: 

NanoRepro AG 
c/o GFEI HV GmbH  
Ostergrube 11 
30559 Hannover 
E-Mail: hv@gfei.de 
 
Bevollmächtigung des Stimmrechtsvertreters 

Aktionäre können für die Ausübung des Stimmrechts auch den von der Gesellschaft benannten 
weisungsgebundenen Stimmrechtsvertreter (Stimmrechtsvertreter der Gesellschaft) bevollmächtigen. 
Auch in diesem Fall sind eine fristgerechte Anmeldung und der Nachweis der Berechtigung zur 
Teilnahme an der Hauptversammlung und zur Ausübung des Stimmrechts erforderlich (siehe oben 
unter „Teilnahmebedingungen"). Die Vollmacht an den Stimmrechtsvertreter der Gesellschaft und ihr 
Widerruf bedürfen der Textform (§ 126b BGB). Soweit der Stimmrechtsvertreter der Gesellschaft 
bevollmächtigt wird, müssen diesem in jedem Fall Weisungen für die Ausübung des Stimmrechts erteilt 
werden. Ein Formular, das für die Vollmachts- und Weisungserteilung an den Stimmrechtsvertreter 
der Gesellschaft verwendet werden kann, wird nach ordnungsgemäßer Anmeldung und Nachweis des 
Anteilsbesitzes zusammen mit der Eintrittskarte zugeschickt. Das Formular steht auch auf der 
Internetseite der Gesellschaft unter 
https://www.nanorepro.com/investoren/hauptversammlung 

zum Download zur Verfügung. 

Vollmacht und Weisungen an den Stimmrechtsvertreter der Gesellschaft können bereits im Vorfeld 
der Hauptversammlung erteilt werden. In diesem Fall müssen Vollmacht und Weisungen per Post oder 
E-Mail bis spätestens 6. September 2026, 24:00 Uhr (MESZ) (Zeitpunkt des Zugangs), an die folgende 
Anschrift oder E-Mail-Adresse übersandt werden: 

NanoRepro AG 
c/o GFEI HV GmbH  
Ostergrube 11 
30559 Hannover 
E-Mail: hv@gfei.de 
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Für einen Widerruf der Vollmachtserteilung an den Stimmrechtsvertreter der Gesellschaft oder die 
Änderung von Weisungen im Vorfeld der Hauptversammlung gelten die vorstehenden Angaben zu den 
Möglichkeiten der Übermittlung und zu den Fristen entsprechend. 

Sollte zu einem Tagesordnungspunkt eine Einzelabstimmung durchgeführt werden, ohne dass dies im 
Vorfeld der Hauptversammlung mitgeteilt wurde, so gilt eine Weisung zu diesem Tagesordnungspunkt 
insgesamt auch als entsprechende Weisung für jeden Punkt der Einzelabstimmung. 
 

Anfragen und Anträge von Aktionären 

Anträge, Wahlvorschläge und Anfragen von Aktionären sind ausschließlich an folgende Adresse zu 
richten: 

NanoRepro AG 
c/o GFEI HV GmbH  
Ostergrube 11 
30559 Hannover 
E-Mail: hv@gfei.de 
 
Gemäß den §§ 126, 127 AktG zugänglich zu machende Anträge und Wahlvorschläge von Aktionären, 
die unter vorstehender Adresse bis spätestens 23. August 2026, 24:00 Uhr (MESZ), eingehen, werden 
einschließlich des Namens des Aktionärs, einer etwaigen Begründung und einer etwaigen 
Stellungnahme der Verwaltung unter 

https://www.nanorepro.com/investoren/hauptversammlung 

öffentlich zugänglich gemacht. Anderweitig adressierte Anträge und Wahlvorschläge werden nicht 
berücksichtigt.  

 
Informationen auf der Internetseite der Gesellschaft 

Auf der Internetseite der Gesellschaft sind unter  

https://www.nanorepro.com/investoren/hauptversammlung 

alle gesetzlich zugänglich zu machenden Unterlagen sowie weitere Informationen zugänglich. Die 
Abstimmungsergebnisse werden nach der Hauptversammlung ebenfalls unter dieser Internetadresse 
veröffentlicht. 

 
Marburg, im Juli 2026 

NanoRepro AG 
Der Vorstand 

 

Hinweis zum Datenschutz  

Die Gesellschaft verarbeitet zur Vorbereitung und Durchführung ihrer Hauptversammlung 
personenbezogene Daten ihrer Aktionäre und etwaiger Aktionärsvertreter. Darüber hinaus werden die 
Daten der Aktionäre und Aktionärsvertreter für damit in Zusammenhang stehende Zwecke und zur 
Erfüllung weiterer gesetzlicher Pflichten (z.B. Nachweis oder Aufbewahrungspflichten) verwendet. 
Nähere Informationen zum Datenschutz finden Sie unter dem folgenden Link 

https://www.nanorepro.com/investoren/hauptversammlung/datenschutz-aktionaere 


